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Das Berliner Jahr. Carlo Schmid als Referent am Institut  

für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 1927/28 
Marcus M. Payk 

Am Ende dauerte das Intermezzo kaum ein Jahr. Im September 1927 war der junge Amtsrichter 

Karl Schmid (1898-1979) vom beschaulichen Tübingen in die ruhelose Reichshauptstadt 

gewechselt und hatte eine Referentenstelle am Institut für ausländisches öffentliches Recht und 

Völkerrecht übernommen; im Spätsommer 1928 kehrte er zurück und nahm eine universitäre 

Karriere auf. Für die spätere Bekanntheit des sich nach dem Zweiten Weltkrieg nur noch Carlo 

Schmid nennenden Politikers war diese Episode sicherlich nicht entscheidend. Schmid sollte 

nicht als Jurist der Weimarer Republik reüssieren, sondern als Staatsmann, Gründervater der 

Bundesrepublik und unbequemer Vordenker der SPD, in die er nach 1945 eingetreten war.1 

Selbst innerhalb der Max-Planck-Gesellschaft, der Schmid seit 1951 als Senator angehörte, war 

diese Vorgeschichte um 1970 längst in Vergessenheit geraten.2 Insofern stellt sich die Frage: 

Lassen sich überhaupt Spuren seines Wirkens am heutigen Max-Planck-Institut entdecken? 

Und welcher Stellenwert kommt den Erfahrungen am Berliner Institut, über die Schmid in 

seinen 1979 veröffentlichten Erinnerungen3 in einer gleichermaßen distanzierten wie 

eigentümlich geglätteten Weise berichtete, für seinen weiteren Werdegang zu? 

                                                 

1 Dazu umfassend: Petra Weber, Carlo Schmid 1896-1979. Eine Biographie, Frankfurt am Main: Suhrkamp 1998.  
2 Vgl.: Brief von Ulrike Ringmann an Erika Bollmann, datiert 29. Mai 1970, APMG, II. Abt., Rep. 67, Nr. 1272. 
3 Vgl.: Carlo Schmid, Erinnerungen, Bern: Scherz 1979; dazu: Petra Weber, Erziehungsroman statt 

Memoiren: Carlo Schmids „Erinnerungen“, in: Magnus Brechtken (Hrsg.), Life Writing and Political Memoir. 

Lebenszeugnisse und Politische Memoiren, Göttingen: V&R unipress 2012, 259–278; mit Blick auf solche 

Vorerfahrungen nach 1945, siehe auch: Sabine Kurtenacker, Der Einfluss politischer Erfahrungen auf den 

Verfassungskonvent von Herrenchiemsee. Entwicklung und Bedeutung der Staats- und Verfassungsvorstellungen 

von Carlo Schmid, Hermann Brill, Anton Pfeiffer und Adolf Süsterhenn, München: Herbert Utz 2017. 
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Ein „französischer Schwabe“. Herkunft und Ausbildung 

 Zur Herkunft müssen einige biographische Stichworte genügen: 

Carlo Schmid wurde am 3. Dezember 1898 in ein 

deutsch-französisches Elternhaus geboren. Kurz nach seiner Geburt 

siedelte die Familie von Südfrankreich wieder in die 

württembergische Heimat des Vaters zurück, wo er ein 

humanistisches Gymnasium durchlief und im Juni 1914 in Stuttgart 

das Abitur ablegte. Von der Jugendbewegung und dem Wandervogel 

geprägt und patriotisch wohl ausgesprochen begeistert, meldete er 

sich zu Beginn des Weltkriegs unverzüglich zum Kriegsdienst. Als 

Soldat diente Schmid vier Jahre dem Kaiserreich als seinem wortwörtlichen Vaterland, 

teilweise im Osten, zum Leidwesen seiner französischen Mutter aber vorrangig an der 

Westfront.4 Erst nach dem Waffenstillstand von November 1918 schied er, inzwischen 

mehrfach ausgezeichnet, aus dem Militär aus und nahm ein Studium der 

Rechts- und Staatswissenschaften in Tübingen auf. Nach Abschluss (1921/1924), 

Promotion (1923) und einer kurzen Etappe als Rechtsanwalt trat Schmid in den 

württembergischen Justizdienst ein und wurde Anfang 1927 als Richter am Amtsgericht 

Tübingen eingesetzt. 

 Folgt man den Darstellungen seiner Autobiographie, 

so fand Schmid weder im Richteramt noch in der 

Tübinger Honoratiorengesellschaft intellektuelle 

Befriedigung. Während seine von Hugo Sinzheimer 

betreute Dissertation über die „Rechtsnatur der 

Betriebsvertretungen nach dem Betriebsrätegesetz“ 

sich noch ganz dem aufblühenden Weimarer 

Arbeitsrecht verschrieben hatte, wandte er sich ab Mitte 

der 1920er Jahre im Selbststudium völkerrechtlichen 

                                                 

4 Vgl.: Weber, Carlo Schmid (Fn. 1), 36. 

Carlo Schmid nach seiner 

Promotion 1923 (AdsD, 

6/FOTA003426) 

Beschaulich. Schmids Wirkungsstätte, 

Tübingen in den 1920ern (Verlag Heinrich 

Sting, Public Domain) 
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Klassikern wie Hugo Grotius und Immanuel Kant zu.5 Nahezu zeitgleich zu seinem Antritt als 

Amtsrichter, im Januar 1927, bot ihm Heinrich Pohl, der Direktor des völkerrechtlichen 

Seminars der Universität Tübingen, eine Stelle als Hilfsassistent an, sodass Schmid seine 

wissenschaftliche Interessen neben dem Justizdienst in einem akademisch formalisierten 

Rahmen verfolgen konnte. Pohl, ein Schüler von Philipp Zorn, zählte in der Zwischenkriegszeit 

nicht nur zu den anerkanntesten Verfassungs- und Völkerrechtlern Deutschlands, sondern war 

mehrfach als entschiedener Kritiker des Versailler Vertrags hervorgetreten.6 Mit dem 

Auswärtigen Amt (AA) stand Pohl seit längerer Zeit im Austausch, auch wenn seine im Auftrag 

der Reichsregierung erstellten Gutachten, etwa zu amerikanischen Schadenersatzforderungen 

aus dem U-Boot-Krieg, aufgrund von handwerklichen Mängeln und eines „reichlich 

temperamentvollen Ton[s]“7 nicht selten ungenutzt in den Schubladen der Wilhelmstrasse 

verschwanden. Ebenso blieb ein über mehrere Jahre vom AA großzügig gefördertes 

Forschungsvorhaben von Pohl, welches die Rechtslage in den nach dem Versailler Vertrag 

besetzten Reichsgebieten untersuchen sollte, unvollendet.8 

Im Kampf gegen Versailles. Schmid kommt an das Institut 

Gleichwohl war es diese Verbindung von Völkerrechtswissenschaft und Außenpolitik, welche 

den weiteren Werdegang von Carlo Schmid bestimmen sollte. Heinrich Pohl bahnte ihm nicht 

nur den Weg zu einer akademischen Karriere in Tübingen, sondern vermittelte augenscheinlich 

auch den Kontakt zum Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht 

nach Berlin. Diese mit Mitteln der Reichsregierung ab 1924/25 eingerichtete 

Forschungseinrichtung in Trägerschaft der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft diente vorrangig dazu, 

die Völkerrechtswissenschaft in Deutschland zu stärken, international konkurrenzfähig zu 

machen und systematisch zur strategischen Unterstützung der deutschen Diplomatie 

heranzuziehen, allzumal in den Konflikten um die Auslegung und Umsetzung des Versailler 

                                                 

5 Vgl.: Schmid (Fn. 3), 119-120. 
6 Vgl.: Heinrich Pohl, Die belgischen Annexionen im Versailler Vertrage, Stuttgart: Kohlhammer 1927; Heinrich 

Pohl, Neues Völkerrecht auf Grund des Versailler Vertrages, Berlin: Ferdinand Dümmler 1927. 
7 [Georg] Martius, Aktenvermerk v. 30.05.1923, PA AA, R 54330. 
8 Vorgang mit Korrespondenzen und weiteren Unterlagen, PA AA, R 54330. 
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Vertrags.9 In seinen Erinnerungen vermied Schmid zwar jegliche Erwähnung des 

nationalkonservativen Pohl und erklärte seinen Wechsel nach Berlin nur vage damit, dass 

Viktor Bruns, der Gründungsdirektor des Instituts, junge Mitarbeiter bevorzugt unter den 

Examensbesten Württembergs rekrutiert habe.10 Es ist jedoch kaum vorstellbar, dass Bruns 

ohne Empfehlung oder Hinweis von Pohl auf den jungen Tübinger Richter zugegangen wäre. 

Die Vorstellung, dass der „Kampf gegen Versailles“ auch und gerade mit den Mitteln des 

Völkerrechts auszufechten sei, teilten Bruns und Pohl jedenfalls unbestritten, und auch Schmid 

machte sich dieses Anliegen mit großer Leidenschaft zu eigen.11 

 Nähere Hinweise auf Carlo Schmids Tätigkeiten am Institut, 

das in den Räumlichkeiten des alten Berliner Schlosses an der 

Spreeinsel untergebracht war, finden sich nur wenige. 

Unterlagen oder Schriftwechsel von seiner Hand sind in den 

Archivbeständen der Max-Planck-Gesellschaft nicht 

überliefert.12 Soweit sich rekonstruieren lässt, befasste sich 

Schmid nach seiner Ankunft im September 1927 vornehmlich 

mit Reparations- und Restitutionsfragen aus dem Versailler 

Vertrag, wobei sich diese spröde Materie immerhin in zwei 

einschlägigen Fachaufsätzen niederschlug.13 Mit Cornelia 

Bruns, der Bibliothekarin des Instituts, übersetzte er daneben 

das bekannte Lehrbuch von Dionisio Anzilotti aus dem 

Italienischen.14 Größere Bedeutung kam seiner Beteiligung 

                                                 

9 Vgl.: Ingo Hueck, Die deutsche Völkerrechtswissenschaft im Nationalsozialismus. Das Berliner Kaiser-Wilhelm-

Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht, das Hamburger Institut für Auswärtige Politik und 

das Kieler Institut für Internationales Recht, in: Doris Kaufmann (Hrsg.), Geschichte der Kaiser-Wilhelm-

Gesellschaft im Nationalsozialismus, Bd. 2, Göttingen: Wallstein 2000, 490–527 (490-491; 499-504); Michael 

Stolleis, Geschichte des öffentlichen Rechts in Deutschland, Bd. 3: Staats- und Verwaltungsrechtswissenschaft in 

Republik und Diktatur, 1914–1945, München: C.H. Beck 1999, 89. 
10 Vgl.: Schmid (Fn. 3), 121. 
11 Vgl.: Weber, Carlo Schmid (Fn. 1), 59-67. 
12 So auch Kurtenacker (Fn. 3), 43, Fn. 234. 
13 Vgl.: Karl [Carlo] Schmid/Ernst Schmitz, Der Paragraph 4 der Anlage zu Sektion IV des Teils X des Versailler 

Vertrags, ZaöRV 1 (1929), 251–320; Karl [Carlo] Schmid/Ernst Schmitz, Zur Dogmatik der Sektion V des Teiles 

X des Versailler Vertrags, ZaöRV 2 (1931), 17–85. 
14 Vgl.: Dionisio Anzilotti, Lehrbuch des Völkerrechts. Band 1: Einführung – Allgemeine Lehren, Autor. Übers. 

Cornelia Bruns / Dr. Karl [Carlo] Schmid, Berlin: De Gruyter 1929.  

Eine Arbeitsfrucht am Institut: die 

Anzilotti-Übersetzung 
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an den deutsch-polnischen und deutsch-tschechoslowakischen Schiedsverhandlungen zu, an 

denen er als Assistent von Erich Kaufmann beziehungsweise Viktor Bruns teilnahm.15 Diese, 

nach den Grundsätzen des Versailler Vertrages eingerichteten, gemischten Schiedsgerichte 

verhandelten vorrangig eigentumsrechtliche, als unpolitisch geltende Streitfragen, die sich 

zwischen den beteiligten Nationen durch die Umsetzung des Friedensschlusses von 1919 

ergaben.16  

Schmid muss diese Tätigkeit, für die er bereits durch seine französischen Sprachkenntnisse 

prädestiniert war, ernüchtert haben. Zwar erlebte er die Reisen zu den Sitzungsorten der 

Schiedsgerichte nach Paris, Genf und Venedig oder zum Ständigen Internationalen Gerichtshof 

in Den Haag als Erweiterung seines Horizonts und, mit Blick auf zahlreiche Museumsbesuche, 

als großen kulturellen Gewinn.17 Wenig erquicklich erschienen ihm jedoch die eigentlichen 

Verhandlungen mit ihrem Tauziehen zwischen den Streitparteien, bei denen die „juristische[n] 

Argumente, die man seinen politischen Erklärungen beifügte, nicht viel mehr waren als der 

Faltenwurf, mit dem sich handfeste Interessen drapierten (…).“18 Freilich: Diese Kritik an einer 

politischen Instrumentalisierung des Rechts war nicht weit entfernt von der Skepsis, mit der 

viele deutsche Staats- und Völkerrechtler in den 1920er Jahren auf den vorgeblich lebensfernen 

Dogmatismus formaler, rein positivistischer Vertrags- und Rechtsregeln blickten.19 Im Kreis 

der Mitbegründer und Führungsköpfe des Instituts waren „antipositivistische“ Denker stark 

vertreten: sowohl bei Heinrich Triepel wie bei Rudolf Smend, bei Hermann Heller wie bei 

Erich Kaufmann handelte es sich, wenngleich aus unterschiedlichen Gründen, um teils 

entschiedene Kritiker eines politisch abstinenten, formalistischen Rechtsdenkens. Ebenso wäre 

an Carl Schmitt zu denken, der zwar erst nach 1933 eine engere Bindung an das Institut einging, 

                                                 

15 Zu Kaufmanns Tätigkeit in diesem Zusammenhang, vgl.: Frank Degenhardt, Zwischen Machtstaat und 

Völkerbund. Erich Kaufmann (1880-1972), Baden-Baden: Nomos 2008, 107-109. 
16 Vgl.: Jakob Zollmann, Nationality, Property, and the Mixed Arbitral Tribunals, 1914 to c. 1930, in: Hélène Ruiz 

Fabri/Michel Erpelding (Hrsg.), Mixed Arbitral Tribunals, 1919-1939. An Experiment in the International 

Adjudication of Private Rights, Baden-Baden: Nomos 2023, 113–157 [Angaben zu den genannten 

Schiedsgerichten, aber ohne Erwähnung von Schmid im Anhang: 556-557, 574]; Jakob Zollmann, Reparations, 

Claims for Damages, and the Delivery of Justice. Germany and the Mixed Arbitral Tribunals (1919-1933), in: 

David Deroussin (Hrsg.), La Grande Guerre et son droit, Issy-les-Moulineaux: LGDJ 2018, 379–394. 
17 Vgl.: Schmid (Fn. 3), 125-131. 
18 Schmid (Fn. 3), 129. 
19 Vgl.: Manfred Gangl (Hrsg.), Die Weimarer Staatsrechtsdebatte. Diskurs- und Rezeptionsstrategien, Baden-

Baden: Nomos 2011; Stolleis (Fn. 9), 158-186. 
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aber schon in seinen Weimarer Schriften ausgiebig über eine Verschleierung politischer 

Machtfragen durch juristische Formeln nachgedacht hatte und von dem Carlo Schmid seinerzeit 

wohl mehr fasziniert war, als er es später eingestehen mochte.20 

 Rückkehr nach Tübingen, Habilitation und nationale Polemik 

 Ohnehin scheint Carlo Schmid in dieser Zeit geschwankt zu 

haben, ob er die juristische Kärrnerarbeit am Institut 

zugunsten eines Engagements in der Politik oder einer 

akademischen Karriere aufgeben solle; ausschlaggebend für 

letzteres waren vermutlich die Belastungen durch die 

Pendeltätigkeit zwischen Berlin und Tübingen sowie der 

familiäre Unwille – und vielleicht auch das eigene Unbehagen 

– sich dauerhaft in der Reichshauptstadt niederzulassen.21 Im 

August 1928 meldete sich Schmid beim Amtsgericht 

Tübingen zurück, ab Herbst nahm er seine Lehrtätigkeit an 

der Universität bei Heinrich Pohl wieder auf, der im Übrigen 

wenig später einen seiner Doktoranden, Berthold Schenk 

von Stauffenberg, als neuen Referenten an das Institut 

vermittelte.22 Trotzdem hatte Carlo Schmid nicht sämtliche 

Verbindungen zum Institut gekappt. Nicht nur unterstütze er im Nebenamt weiterhin Erich 

Kaufmann als Sekretär am deutsch-polnischen Schiedsgericht, sondern er konzipierte auch 

seine Habilitationsschrift auf dem Feld der internationalen Gerichtsbarkeit mit einem expliziten 

Blick auf den praktischen Nutzwert für Diplomatie und Außenpolitik. Gleichsam als 

Quintessenz seiner praktischen Erfahrungen am Völkerrechts-Institut entstand so ein 

Manuskript, welches die bisherige Spruchpraxis des Ständigen Internationalen Gerichtshofs in 

Den Haag systematisch analysierte und aus den Entscheidungen allgemeine Rechtssätze zu 

                                                 

20 Vgl.: Schmid (Fn. 3), 139-141; auch nach 1945 hatte sich eine merkliche Ehrerbietung gehalten, vgl: Brief von 

Carlo Schmid an Carl Schmitt, datiert 16. Mai 1947, AdsD, NL Carlo Schmid, 609. 
21 Vgl.: Weber, Carlo Schmid (Fn. 1), 75. 
22 Vgl.: Alexander Meyer, Berthold Schenk Graf von Stauffenberg (1905–1944). Völkerrecht im Widerstand, 

Tübinger Schriften zum internationalen und europäischen Recht, Bd. 57, Berlin: Duncker & Humblot 2001, 42-

53; Am Institut scheint Stauffenberg wesentlich die Aufgabengebiete von Schmid übernommen zu haben. 

Carlo Schmid, Die Rechtsprechung 

des Ständigen Internationalen 

Gerichtshofs 
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abstrahieren versuchte, welche als Argumentationshilfe in internationalen Verhandlungen 

dienen konnten.23 Die bereits im Frühjahr 1929 vorgelegte, knapp 300-seitige Fleißarbeit wurde 

von der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der Universität Tübingen als 

Habilitationsschrift angenommen und positiv begutachtet; abgeschlossen wurde das Verfahren 

im November mit einer Antrittsvorlesung Schmids über völkerrechtliche Haftungsfragen 

gegenüber fremden Staatsangehörigen.24 

Warum Carlo Schmid in dem auf Herbst 1931 datierten Vorwort zur Druckfassung der 

Habilitation auf jeden Hinweis auf Heinrich Pohl – der immerhin ein überschwängliches 

Erstgutachten zur Arbeit verfasst hatte25 – verzichtete, sich jedoch ausdrücklich bei 

Viktor Bruns bedankte, lässt sich vorderhand kaum eindeutig klären. Während das Verhältnis 

zu Pohl, der inzwischen einen Ruf nach Breslau angenommen hatte, vermutlich von Beginn an 

schwierig gewesen war, hatte Schmid an einem versöhnlichen Ausgleich mit Bruns schon 

deshalb ein Interesse, weil es zwischen den beiden Männern im Vorjahr zum Eklat gekommen 

war. Den Anlass hatte ein anonymer Artikel Schmids in einer christlich-nationalen 

Gewerkschaftszeitung gegeben, der die Neuordnung der deutschen Reparationspflichten im 

Zuge des „Young-Plans“ aus juristischer Sicht betrachtet und insbesondere den im Januar 1930 

auf einer Regierungskonferenz in Den Haag ausgehandelten Kompromiss, welche Sanktionen 

bei einer Verletzung der vorgesehenen Zahlungspflichten möglich sein sollten, scharf kritisiert 

hatte. Während nach aktuellen völkerrechtlichen Regeln die Sanktionsrechte „der 

Rechtsverletzung adäquat sein mussten“, so Schmid, würden die Gläubigerstaaten mit dem 

Haager Kompromiss das Recht erhalten, in Deutschland „zu tun, was ihnen beliebt“26. Das war 

zwar eine polemische Übertreibung, entsprach aber dem Tenor der nationalistischen 

Kampagnen, welche sich seit dem vorangegangenen Herbst gegen den Young-Plan richteten, 

                                                 

23 Vgl.: Karl [Carlo] Schmid, Die Rechtsprechung des Ständigen Internationalen Gerichtshofs in Rechtssätzen 

dargestellt, Stuttgart: Ferdinand Enke 1932. 
24 Vgl.: Weber, Carlo Schmid (Fn. 1), 70. 
25 Vgl.: Weber, Carlo Schmid (Fn. 1), 70. 
26 Die Sanktionsgefahr. Ein juristisches Gutachten über die Klauseln des Haager Abkommens, in: Der Deutsche. 

Tageszeitung für deutsche Volksgemeinschaft und ein unabhängiges Deutschland, 25. Februar 1930, 2; Zum 

Kontext der Sanktionsdebatte siehe etwa: Franz Knipping, Deutschland, Frankreich und das Ende der Locarno-

Ära 1928–1931. Studien zur internationalen Politik in der Anfangsphase der Weltwirtschaftskrise, München: De 

Gruyter 1987, 112-119; weitere Hintergründe bei: Philipp Heyde, Das Ende der Reparationen. Deutschland, 

Frankreich und der Youngplan 1929-1932, Paderborn: Schöningh 1998. 
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und spiegelte zugleich den Argwohn einer Staats- und Völkerrechtslehre, welche die 

vertragspositivistische Übermächtigung und Entpolitisierung der deutschen Souveränität 

fürchtete. 

 In der Folge dieses Zeitungsartikels, 

der selbst innerhalb der 

Reichsregierung für Aufsehen sorgte, 

sah sich Viktor Bruns gezwungen, 

Schmid von jeder weiteren 

Beteiligung am deutsch-polnischen 

Schiedsgericht zu entbinden. Zwar 

lässt sich kaum mehr klären, wie 

publik Schmids Autorenschaft in der 

Berliner Regierungspolitik tatsächlich 

war. Innerhalb des Instituts war sie jedoch bekannt. Angesichts der Tatsache, dass die deutsche 

Außenpolitik vom Institut eine loyale Unterstützung und unpolitische Rechtsberatung 

erwartete, war aus Sicht von Bruns eine demonstrative Trennung selbst bei einem so 

randständigen Mitarbeiter wie Schmid unvermeidlich.27 Ein dauerhaftes Zerwürfnis entstand 

daraus jedoch nicht. Weder Bruns, der in der Sache durchaus einer ähnlichen Auffassung 

zugeneigt haben mag, noch Schmid gingen mit bleibendem Groll auseinander, wovon neben 

den freundlichen Dankesworten in Schmids Habilitationsschrift noch einige Briefwechsel bis 

1941 zeugen.28 

                                                 

27 Mit immer noch leicht gekränktem Unterton, vgl. dazu: Schmid (Fn. 3), 142. 
28 Vgl.: Weber, Carlo Schmid (Fn. 1), 72, 133. 

Stein des Anstoßes: Schmids Artikel zur „Sanktionsgefahr“ 
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Nach 1945: Von der Wissenschaft in die Politik 

 Was lässt sich als Fazit zu Carlo Schmids Zeit 

am Institut für ausländisches öffentliches Recht 

und Völkerrecht festhalten? Für eine 

wissenschaftshistorische Betrachtung ist die 

Tätigkeit Schmids in Berlin wenig ergiebig. An 

nachgeordneter Stelle eingesetzt, war er immer 

eher Mitläufer und Beobachter der am Institut 

betriebenen Verknüpfung völkerrechtlicher 

Theorie und Praxis. Tritt man indes einen 

Schritt zurück und nimmt eine biographische 

Perspektive ein, fallen zwei Aspekte ins Auge: Erstens war die Zeit als juristischer Referent am 

Institut für Schmid eine Phase der Politisierung. Darin liegt nur scheinbar ein paradoxer Befund. 

Die Erfahrung, dass die völkerrechtlichen Schiedsverfahren in der Umsetzung des Versailler 

Vertrages die machtpolitischen Glutkerne des Friedensschlusses nicht ansatzweise ersticken 

konnten, bedeutete eine realpolitische Schulung, deren Essenz Schmid in seinen Erinnerungen 

auf die bündige Formel brachte: „Jurisprudenz ist kein Ersatz für Politik (…)“29. Nach Tübingen 

kehrte er als Nationalist zurück, der das „Versailler Diktat“ vielleicht erbitterter als zuvor 

bekämpfte und Kontakte bis weit in das rechtsintellektuelle Milieu pflegte.30 

Zweitens: Nach 1945 ergaben sich neue Perspektiven. Trotz einer nationalen Grundhaltung 

hatte sich Carlo Schmid jeder tieferen Verstrickung in den Nationalsozialismus entziehen 

können, sodass er nach Kriegsende als unbelasteter Newcomer und Hoffnungsträger galt. 

Obwohl er im Jahr 1946 kurzfristig sogar als möglicher Direktor eines in die Westzonen 

verlagerten Instituts für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht gehandelte wurde,31 

optierte er nun für eine politische Karriere, die erst in Württemberg und der französischen 

                                                 

29 Schmid (Fn. 3), 130. 
30 Vgl.: Weber, Erziehungsroman (Fn. 3), 266; Weber, Carlo Schmid (Fn. 1), 75-76. 
31 Vgl.: Felix Lange, Carl Bilfingers Entnazifizierung und die Entscheidung für Heidelberg: Die 

Gründungsgeschichte des völkerrechtlichen Max-Planck-Instituts nach dem Zweiten Weltkrieg, ZaöRV 74 (2014), 

697-731 (710-712, 715-716). 
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Besatzungszone, dann in der frühen Bundesrepublik auf geradezu atemberaubend steile Weise 

nach oben verlief.32 Ein genauerer Blick zeigt, dass er dabei durchaus auf den Erfahrungen 

seines Berliner Intermezzos aufbaute und das Bemühen um eine völkerrechtliche Bestimmung 

der deutschen Rechtslage und um eine juristische Bindung der Siegermächte auf eine neue Stufe 

hob. Nicht nur focht Schmid seit einem fulminanten Auftritt auf der Münchener 

Ministerpräsidentenkonferenz im Juni 1947 für eine Formalisierung und Verrechtlichung der 

Beziehungen zu den alliierten Siegermächten im Rahmen eines Besatzungsstatuts (worüber er 

sich seit dem Frühjahr 1947 mit Erich Kaufmann ausgetauscht hatte).33 Auch bei der Beratung 

des Grundgesetzes auf Herrenchiemsee und im Parlamentarischen Rat 1948/49 setzte er sich 

nachdrücklich dafür ein, dass im Text ein explizites Bekenntnis zum Völkerrecht, zur 

friedlichen Streitbelegung durch Schiedsgerichte und zur freiwilligen Abtretung staatlicher 

Hoheitsrechte verankert wurde. Dass darin ein Echo der Gründungsideen und Leitgedanken des 

Völkerrechts-Instituts nachhallte, ist offensichtlich. Die Berufung auf das Recht, so formulierte 

es Schmid im Parlamentarischen Rat im September 1948, sei „die einzige Waffe, die dem 

Schwachen und Entmachteten zu Gebote steht (…).“34 Zu keinem anderen Zweck war das 

Institut für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht in Berlin gegründet worden. 

                                                 

32 Vgl.: Hellmuth Auerbach, Die politischen Anfänge Carlo Schmids. Kooperation und Konfrontation mit der 

französischen Besatzungsmacht 1945-1948, VfZ 36 (1988), 595–648. 
33 Vgl. Karl [Carlo] Schmid, Die Neuregelung des Besatzungsrechtes, Jahrbuch für internationales und 

ausländisches öffentliches Recht 1(1947), 123–128; siehe auch: Brief von Carlo Schmid an Erich Kaufmann, 

datiert 05. März 1947, AdsD, NL Carlo Schmid, 601. 
34 Zweite Sitzung des Ausschusses für Grundsatzfragen 16. September 1948, in: Deutscher 

Bundestag/Bundesarchiv (Hrsg.), Der Parlamentarische Rat, 1948-1949. Akten und Protokolle, Bd. 5: Ausschuß 

für Grundsatzfragen, Boppard am Rhein: Oldenbourg Wissenschaftsverlag 1993, 8. 
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